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Richtlinie 
zur Förderung von selbst genutztem Wohneigentum 

(WohneigentumförderR)

Runderlass 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung 

Vom 12. Februar 2024

Inhaltsübersicht

1	 Förderzweck, Rechtsgrundlagen
2	 Gegenstand der Förderung
3	 Förderempfängerinnen und Förderempfänger
4	 Fördervoraussetzungen
5	 Art und Umfang, Höhe der Förderung
6	 Sonstige Förderbestimmungen
7	 Verfahren
8	 Übergangsbestimmungen
9	 Geltungsdauer

1	 Förderzweck, Rechtsgrundlagen

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt auf der Grundlage 
des Gesetzes über die soziale Wohnraumförderung im 
Land Brandenburg (Brandenburgisches Wohnraum-
förderungsgesetz - BbgWoFG) nach Maßgabe dieser 
Richtlinie sowie der §§ 23 und 44 der Landeshaushalts-
ordnung (LHO) und der dazu erlassenen Verwaltungs-
vorschriften (VV) zu § 44 LHO Zuwendungen für die 
Bildung von selbst genutztem Wohneigentum.

Ziel ist die Bildung von innerstädtischem selbst ge-
nutzten Wohneigentum durch Erwerb vorhandenen 
Gebäudebestandes, durch Um- und Ausbau, durch Er-
weiterung bestehender Gebäude und durch Baulücken-
schließung sowie die nachhaltige Modernisierung und 
Instandsetzung selbst genutzten Wohneigentums zur 
altersgerechten Anpassung und zur Einsparung ins-
besondere von Wärmeenergie, zur Minderung des 
CO2-Ausstoßes sowie zur Beseitigung baulicher Miss-
stände. Dabei sind insbesondere

-	 die Stärkung der Innenstädte,
-	 die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Be-

wohner- und ausgewogener Siedlungsstrukturen,
-	 die konzeptionellen Anforderungen des genera- 

tionsgerechten Wohnens in Form von familien- und 
altersgerechten Wohnformen,

-	 die Nutzung des vorhandenen Wohnungs- und Ge-
bäudebestandes,

-	 die Anforderungen des kostensparenden Bauens 
und der sparsame Umgang mit Grund und Boden 
sowie

-	 die Anforderungen des ökologischen Bauens, insbe- 
sondere die nachhaltige Reduzierung des Energie-
bedarfs und der CO2-Emission,

	 zu berücksichtigen.

	 In Abstimmung mit den Gemeinden können zusätzliche 
Städtebauförderungsmittel gemäß der Förderrichtlinie 
zur Städtebauförderung in der jeweils geltenden Fas-
sung eingesetzt werden.

1.2	 Rechtsgrundlagen sind

-	 das Gesetz über die soziale Wohnraumförderung im 
Land Brandenburg (Wohnraumförderungsgesetz - 
BbgWoFG),

-	 das Baugesetzbuch (BauGB),
-	 das Einkommensteuergesetz (EStG),
-	 das Gesetz zur Einsparung von Energie und zur 

Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme- und 
Kälteerzeugung in Gebäuden (Gebäudeenergie-
gesetz - GEG),

-	 das Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 
Brandenburg (VwVfGBbg),

-	 die Landeshaushaltsordnung einschließlich der dazu  
erlassenen Verwaltungsvorschriften,

-	 die Verordnung über die Einkommensgrenzen bei  
der sozialen Wohnraumförderung im Land Bran- 
denburg (Wohnraumförderungseinkommensgren- 
zenverordnung - BbgWoFEGV),

-	 die Verordnung über wohnungswirtschaftliche Be- 
rechnungen nach dem Zweiten Wohnungsbau-
gesetz (Zweite Berechnungsverordnung - II. BV) 
sowie

-	 die Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der Kommis-
sion vom 13. Dezember 2023 über die Anwendung 
der Artikel  107 und 108 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-mini-
mis-Beihilfen in der jeweils geltenden Fassung (im 
Folgenden: De-minimis-Verordnung).

1.3	 Gewährung der Förderung

	 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Förderung 
besteht gemäß §  11 Absatz  4 BbgWoFG nicht. Die 
Investitionsbank des Landes Brandenburg (ILB) ent-
scheidet als zuständige Bewilligungsstelle gemäß § 27 
Absatz  2 Satz  1 BbgWoFG nach pflichtgemäßem Er-
messen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

1.4	 Ausnahmen

	 Ausnahmeentscheidungen von dieser Richtlinie be-
dürfen der vorherigen Zustimmung des Ministeriums 
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für Infrastruktur und Landesplanung (MIL). Aus-
nahmeentscheidungen, die über den Einzelfall hinaus 
von Bedeutung sind, ergehen im Einvernehmen mit 
dem Ministerium der Finanzen und für Europa (MdFE).

2	 Gegenstand der Förderung

2.1	 Gegenstand

	 Gefördert wird die Schaffung selbst genutzten Wohn-
eigentums durch

a)	 Erwerb

-	 eines leerstehenden Bestandsgebäudes nach § 8 
Nummer 3 BbgWoFG oder

-	 eines bereits durch die Erwerberin oder den Er-
werber genutzten Bestandsgebäudes nach §  8 
Nummer 3 BbgWoFG oder

-	 einer Eigentumswohnung aus dem Bestand durch 
Enderwerber aus der Anschubfinanzierung,

	 sofern damit Baukosten nach DIN 276, aus-
genommen die Kostengruppen 100, 600 und 
800, für Instandsetzungen in Verbindung mit 
Modernisierungsmaßnahmen nach §  8 Nummer  4 
BbgWoFG in Höhe von mindestens 500 Euro je 
Quadratmeter Wohnfläche verbunden sind,

b)	 Um- und Ausbau sowie Erweiterung bestehender 
Gebäude im Sinne des § 8 BbgWoFG, sofern diese 
bereits vom Antragsteller oder von der Antrag-
stellerin selbst als Wohneigentum genutzt werden,

c)	 Neubau oder Ersterwerb von Eigenheimen und 
Eigentumswohnungen nach §  8 Nummer  1 
BbgWoFG in Form von Baulückenschließung und 
auf innerörtlichen Recyclingflächen sowie

d)	 Wiederherstellung von innerörtlichen Bestands-
gebäuden und Neubau in Form von Baulücken-
schließung und auf innerörtlichen Recyclingflächen 
im Sinne des § 8 BbgWoFG zur Beseitigung städte-
baulicher Missstände mit dem Ziel der Veräußerung 
als selbst genutztes Wohneigentum (Anschubfinan- 
zierung).

	 Alle nach den Bestimmungen dieser Richtlinie zu be-
rücksichtigenden Personen müssen nach Maßnahme-
ende ihren Hauptwohnsitz in der nach den Buchstaben a  
bis c geförderten Wohnung haben.

	 Modellvorhaben zur Erprobung und Weiterentwicklung 
besonderer Wohnformen gemäß § 20 BbgWoFG (zum 
Beispiel eigentumsorientierte Wohngemeinschaften für  
ältere Menschen mit und ohne Betreuungs-/Pflege-
bedarf) können dabei berücksichtigt werden.

2.2	 Darüber hinaus kann die Schaffung einer zweiten, ab-
geschlossenen und der Hauptwohnung untergeordneten 

Wohnung in Verbindung mit der Hauptwohnung für die 
Nutzung durch Haushaltsangehörige gefördert werden.

2.3	 Ferner werden die nachhaltige Modernisierung nach 
§ 8 Nummer 2 BbgWoFG und die Instandsetzung nach 
§ 8 Nummer 4 BbgWoFG von selbst genutztem Wohn-
eigentum gefördert. Die Förderung betrifft Maßnahmen 
der allgemeinen Modernisierung, durch die die alters-
gerechte Anpassung und/oder die energetische Sanie-
rung nach den Maßgaben des Gebäudeenergiegesetzes 
erreicht wird. Voraussetzung für eine Förderung ist, 
dass dabei Baukosten nach DIN 276, ausgenommen die 
Kostengruppen 100, 600 und 800, regelmäßig in Höhe 
von mindestens 500 Euro je Quadratmeter Wohnfläche 
entstehen. Eine Förderung der Modernisierung und In-
standsetzung an Gebäuden, die nach dem 1.  Oktober 
2009 neu gebaut worden sind, ist grundsätzlich aus-
geschlossen.

3	 Förderempfängerinnen und Förderempfänger

	 Förderempfängerinnen und Förderempfänger für Maß-
nahmen gemäß Nummer 2.1 Buchstabe a bis c, Num-
mer 2.2 und Nummer 2.3 sind natürliche Personen.

	 Bei der Anschubfinanzierung nach Nummer 2.1 Buch-
stabe d kann Förderempfängerin und Förderempfänger 
jede natürliche und jede juristische Person sein.

4	 Fördervoraussetzungen

4.1	 Eigenleistungen

	 Die Bauherrin beziehungsweise der Bauherr hat sich 
an der Deckung der Gesamtkosten in angemessener 
Höhe zu beteiligen. Die Höhe der Eigenleistung soll 
mindestens 15  Prozent betragen. Für Vorhaben nach 
Nummer  2.1 Buchstabe b beträgt die Eigenleistung 
mindestens 10 Prozent der Gesamtkosten.

	 Bei Vorhaben der Anschubfinanzierung nach Num-
mer 2.1 Buchstabe d soll die Eigenleistung mindestens 
20 Prozent der Gesamtkosten betragen.

	 Die Eigenleistung ist wenigstens zu zwei Dritteln in 
Form von Geldmitteln zu erbringen. Angerechnet wird 
auch der Wert des eigenen Grundstücks. Die Geldmittel 
müssen spätestens zum Baubeginn verfügbar sein.

4.2	 Einkommensgrenzen

	 Bei Vorhaben nach Nummer  2.1 Buchstabe a bis c, 
Nummer 2.2 und Nummer 2.3 dürfen die in § 22 Ab-
satz  1 BbgWoFG festgelegten Einkommensgrenzen 
im Sinne des § 2 BbgWoFEGV um bis zu 100 Prozent 
überschritten werden.

	 Haushalte mit geringen Einkünften im Sinne dieser 
Richtlinie sind Haushalte, die die Einkommensgrenze 
des § 22 Absatz 1 BbgWoFG um nicht mehr als 20 Pro-
zent überschreiten.
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4.3	 Gebietskulisse

	 Die Förderung ist grundsätzlich innerhalb der inner-
städtischen förmlich festgelegten Sanierungs- und Ent-
wicklungsgebiete, in den durch die Städte definierten 
und mit dem Landesamt für Bauen und Verkehr (LBV) 
abgestimmten innerstädtischen „Vorranggebieten Woh-
nen“ und „Konsolidierungsgebieten der Wohnraum-
förderung“ sowie im Geltungsbereich von Bebauungs-
plänen, die nach §  13a BauGB oder §  13b BauGB 
aufgestellt wurden, möglich.

	 Innerhalb der jeweiligen Gebietskulissen förderfähig 
sind:

-	 in innerstädtischen Sanierungs- und Entwicklungs-
gebieten, innerhalb der „Vorranggebiete Wohnen“ 
und im Geltungsbereich von Bebauungsplänen, die 
nach § 13a BauGB oder § 13b BauGB aufgestellt 
wurden: alle Gegenstände gemäß Nummer 2,

-	 in Gebieten der Anlage  3 innerhalb der „Kon- 
solidierungsgebiete der Wohnraumförderung“: alle 
Gegenstände gemäß Nummer 2,

-	 außerhalb der Anlage  3 in den „Konsolidierungs-
gebieten der Wohnraumförderung“: alle Gegen-
stände gemäß Nummer  2, soweit die Maßnahme 
der Entwicklung von Bestandsgebäuden dient.

	 Außerhalb der jeweiligen Gebietskulissen in Orten mit 
einer in Absatz 1 genannten Gebietskulisse förderfähig 
ist:

	 die Förderung gemäß Nummer  2.1 Buchstabe a, 
wenn mit den Baumaßnahmen eine energetische Er-
tüchtigung des Bestandsgebäudes erfolgt, die die 
Mindestanforderungen des Gebäudeenergiegesetzes er-
füllt.

	 Außerhalb der jeweiligen Gebietskulissen förderfähig 
sind:

-	 die Förderung gemäß Nummer 2.1 Buchstabe b,
-	 die Förderung gemäß Nummer 2.3, wenn mit den 

Baumaßnahmen eine energetische Ertüchtigung 
des Bestandsgebäudes erfolgt, die die Mindest-
anforderungen des Gebäudeenergiegesetzes erfüllt.

4.4	 Anforderungen an Förderempfängerinnen und Förder-
empfänger

	 Die Gewährung von Förderungsmitteln setzt voraus, 
dass die Bauherrin oder der Bauherr Eigentümerin oder 
Eigentümer eines geeigneten Baugrundstücks ist oder 
nachweist, dass der Erwerb eines derartigen Grund-
stücks gesichert ist oder durch die Gewährung der 
Fördermittel gesichert wird.

	 Ferner setzt die Gewährung von Förderungsmitteln ge-
mäß § 10 Absatz 2 Nummer 2 BbgWoFG voraus, dass 
die Gewähr für eine ordnungsmäßige und wirtschaft-
liche Durchführung des Bauvorhabens und für eine 
ordnungsmäßige Verwaltung des Wohnraums besteht.

	 Die Bauherrin oder der Bauherr muss gemäß §  10 
Absatz  2 Nummer  1 BbgWoFG die erforderliche 
Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit besitzen.

	 Die Förderung von selbst genutztem Wohneigentum 
ist gemäß § 10 Absatz 2 Nummer 4 BbgWoFG nur zu-
lässig, wenn die Belastung auf Dauer tragbar erscheint. 
Das ist in der Regel der Fall, wenn zum Zeitpunkt der 
Förderzusage das nachhaltig erzielbare, nicht befristete 
Einkommen nach Abzug der Belastungen aus dem 
Förderobjekt und sonstiger Zahlungsverpflichtungen 
ausreicht, um den monatlichen Mindestrückbehalt 
zu decken. Der Mindestrückbehalt wird aus den zum 
Zeitpunkt der Förderzusage für das Land Brandenburg 
jeweils geltenden Regelsätzen der Sozialhilfe zuzüglich 
eines Aufschlages in Höhe von dreißig Prozent ermittelt. 
Bei Haushalten ab fünf Personen wird der Mindestrück-
behalt aus den zum Zeitpunkt der Förderzusage für das 
Land Brandenburg jeweils geltenden Regelsätzen der 
Sozialhilfe zuzüglich eines Aufschlages in Höhe von  
10 Prozent ermittelt.

4.5	 Städtebauliche Stellungnahme der Stadt- oder Ge-
meindeverwaltung

	 Im Rahmen der Antragstellung ist eine städtebauliche 
Stellungnahme der zuständigen Stadt- oder Gemeinde-
verwaltung nach dem Muster der Anlage 1 einzuholen.

5	 Art und Umfang, Höhe der Förderung

5.1	 Förderart: Projektförderung

5.2	 Finanzierungsart und Form der Förderung

5.2.1	 Festbetragsfinanzierung als Baudarlehen für Vorhaben 
nach Nummer 2.1 Buchstabe a bis c, Nummern 2.2 und 
2.3,

5.2.2	 Festbetragsfinanzierung als Zuschuss für Vorhaben 
nach Nummer 2.1 Buchstabe a und c und Nummer 2.3 
sowie für Zusatzförderung nach den Nummern 5.4.1 
und 5.4.5,

5.2.3	 Anteilfinanzierung als Baudarlehen für Vorhaben nach 
Nummer 2.1 Buchstabe d, Nummern 5.4.2, 5.4.3 und 
5.4.6.

5.3	 Grundförderung

	 Für Vorhaben nach Nummer 2.1 Buchstabe a und c und 
Nummer 2.3 erfolgt die Förderung über die Gewährung 
eines Baudarlehens in Höhe von 230  000 Euro und 
eines Zuschusses in Höhe von 30 000 Euro.

5.4	 Zusatzförderung für Vorhaben nach Nummer 2.1 Buch-
stabe a und c sowie Nummer 2.3

	 Ergänzend zur Grundförderung werden für die Haupt-
wohnung bei vorliegenden Voraussetzungen Zusatz-
förderungen gewährt:
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5.4.1	 Haushalte mit geringen Einkünften nach Nummer  4.2 
Satz 2 erhalten einen Zuschuss in Höhe von 10 000 Euro.

5.4.2	 Bei Baudenkmalen und in Denkmalbereichen wird für 
den denkmalpflegerischen Mehraufwand ein weiteres 
Baudarlehen in Höhe von bis zu 10 000 Euro, jedoch 
maximal in Höhe der nachgewiesenen Kosten, gewährt.

5.4.3	 Für Vorhaben, bei denen bodenarchäologische Maß-
nahmen gefordert werden, wird ein weiteres Baudar-
lehen in Höhe von bis zu 10 000 Euro, jedoch maximal 
in Höhe der nachgewiesenen Kosten, gewährt.

5.4.4	 Bei Vorhaben nach Nummer 2.1 Buchstabe a wird ein 
weiteres Baudarlehen in Höhe von 20 000 Euro ge-
währt.

5.4.5	 Darüber hinaus erhöht sich bei Vorhaben nach Num-
mer 2.1 Buchstabe a und c sowie Nummer 2.3 die För-
derung um ein Baudarlehen in Höhe von 5 000 Euro 
und einen Zuschuss in Höhe von 5 000 Euro für jedes 
zum Haushalt zählende Kind.

5.4.6	 Für Haushalte mit schwerbehinderten Angehörigen 
wird einmalig ein weiteres Baudarlehen in Höhe von 
bis zu 10 000 Euro, höchstens jedoch in Höhe der nach-
gewiesenen Kosten, gewährt, sofern die baulichen 
Maßnahmen unter Berücksichtigung des Grades und 
der Art der Behinderung erforderlich sind.

5.5	 Förderung einer zweiten Wohnung, Um- und Ausbau 
sowie Erweiterung

	 Für die Schaffung einer zweiten Wohnung gemäß 
Nummer 2.2 sowie den Um- und Ausbau und die Er-
weiterung gemäß Nummer  2.1 Buchstabe b wird ein 
Baudarlehen von 20 000 Euro gewährt.

5.6	 Anschubfinanzierung

	 Bei Vorhaben der Anschubfinanzierung nach Num-
mer 2.1 Buchstabe d erfolgt die Förderung durch Ge-
währung eines Baudarlehens von bis zu 3 500 Euro je 
Quadratmeter Wohnfläche.

	 Die Baudarlehen nach Nummer  2.1 Buchstabe d er-
füllen die Voraussetzungen der De-minimis-Verord-
nung und erfolgen auf der Grundlage der De-mini-
mis-Verordnung.

	 Die Darlehen werden gemäß Artikel  4 Absatz  3 der 
De-minimis-Verordnung nur gewährt,

-	 wenn sich die Förderempfängerin oder der Förder-
empfänger weder in einem Insolvenzverfahren be-
findet noch die Voraussetzungen für die Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens auf Antrag seiner Gläu-
biger erfüllt. Große Unternehmen müssen sich für 
die Gewährung einer Beihilfe in einer Situation be-
finden, die einer Bewertung mit einem Rating von 
mindestens B- entspricht,

-	 und entweder die Voraussetzungen des Artikels 4 
Absatz 3 Buchstabe b der De-minimis-Verordnung 
erfüllt sind oder nach Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe c  
das Bruttosubventionsäquivalent auf der Grund-
lage des zum Bewilligungszeitpunkt geltenden Re- 
ferenzzinssatzes berechnet wurde.

	 Ausgenommen von der Förderung sind Zuwendungen 
im Anwendungsbereich des Artikels 1 Absatz  1 der 
De-minimis-Verordnung.

	 Der Gesamtbetrag der einem einzigen Unternehmen von 
einem Mitgliedstaat gewährten De-minimis-Beihilfen 
darf in einem Zeitraum von drei Jahren 300  000 Euro 
nicht übersteigen.

	 Die Zuwendung darf dabei die nach den beihilfen-
rechtlichen Vorschriften der Europäischen Union 
maximal zulässige Beihilfenintensität oder den maxi-
mal zulässigen Beihilfenbetrag bei Kumulierung ver-
schiedener Förderungen nicht überschreiten. Auf die 
Kumulierungsvorschrift des Artikels 5 der De-mini-
mis-Verordnung wird verwiesen.

	 Der Umfang der Förderung wird von der Bewilligungs-
stelle unter Berücksichtigung sämtlicher sonstiger För-
derungs- und Finanzierungsmittel im Einzelfall fest-
gestellt und in der Förderzusage vereinbart.

	 Die geförderten Wohnungen sollen in Größe und Aus-
stattung der Zielgruppe nach § 1 BbgWoFG entsprechen 
und sind alsbald nach Abschluss der Baumaßnahmen 
zu einem angemessenen Kaufpreis an selbst nutzen-
de Eigentümer oder Eigentümerinnen zu veräußern. 
Die Bewilligungsstelle kann ausnahmsweise der Ver-
mietung der geförderten Wohnungen zustimmen, sofern 
eine Veräußerung trotz nachgewiesener Bemühungen 
nicht möglich ist. In diesem Fall entscheidet die Förder-
empfängerin oder der Förderempfänger in Abstimmung 
mit der ILB unter Beachtung der bestehenden Rahmen-
bedingungen des regionalen Wohnungsmarktes und 
insbesondere des Wohnungsbedarfs über folgende op-
tionale Verfahrensweisen:

a)	 Die bestehende Fördervereinbarung wird geändert. 
Für die nicht veräußerten Wohnungen gelten ab so-
fort die Regelungen der Richtlinie zur Förderung 
der generationsgerechten und barrierefreien An-
passung von Mietwohngebäuden durch Moderni-
sierung und Instandsetzung und des Mietwohnungs-
neubaus (MietwohnungsbauförderR) in der jeweils 
geltenden Fassung. Die Wohnungen sind damit für 
die Dauer von 25 Jahren mietpreis- und belegungs-
gebunden. Werden im Zusammenhang mit der 
Überleitung der Wohnungen abweichende Rege-
lungen zur MietwohnungsbauförderR erforderlich, 
sind diese mit der ILB abzustimmen.

b)	 Die nicht veräußerten Wohnungen werden ohne 
Mietpreis- und Belegungsbindung vermietet. Unter 
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Beachtung der sonstigen rechtlichen Rahmen-
bedingungen ist die maximal erzielbare Miethöhe 
zulässig. Übersteigen die Mieteinnahmen die 
laufenden Aufwendungen zuzüglich der Instand-
haltungsrücklagen, ist der Überschuss als Sonder-
tilgung an die ILB abzuführen.

	 Die Förderung einer Anschubfinanzierung steht einer 
anschließenden Förderung der Enderwerberin oder des 
Enderwerbers nicht entgegen. Kaufinteressenten als 
Enderwerberinnen oder Enderwerber sollen vorrangig 
versorgt werden.

5.7	 Darlehenskonditionen

5.7.1	 Die Baudarlehen sind an rangbereiter Stelle grund-
buchlich zu besichern. Sie werden vom Zeitpunkt der 
Vollauszahlung an für Maßnahmen gemäß Nummer 2.1 
Buchstabe a bis c, Nummern 2.2 und 2.3 für 20 Jahre 
zinsfrei gewährt und sind mit mindestens 3 Prozent zu-
züglich ersparter Zinsen zu tilgen.

	 Danach werden Kapitalmarktkonditionen für Wohnungs- 
baudarlehen erhoben.

	 Für jedes innerhalb des Zweckbindungszeitraums ge-
borene und dauerhaft haushaltsangehörige Kind wird 
bei Maßnahmen nach Nummer 2.1 Buchstabe a und c 
sowie Nummer 2.3 ein einmaliger Tilgungsnachlass auf 
die gewährten Baudarlehen in Höhe von 5 000 Euro ge-
währt. Dies gilt nur, sofern ein Kind nicht bereits nach 
Nummer  5.4.5 berücksichtigt wurde. Der einmalige 
Tilgungsnachlass wird auch für in den Haushalt auf-
genommene minderjährige Adoptivkinder gewährt.

5.7.2	 Für Maßnahmen der Anschubfinanzierung gemäß Num-
mer  2.1 Buchstabe d werden die Darlehen bis zu drei 
Jahre zins- und tilgungsfrei gewährt. Danach wird der 
Zinssatz auf Kapitalmarktkonditionen für Wohnungs-
baudarlehen angepasst und das Darlehen ist mit mindes-
tens 3 Prozent zuzüglich ersparter Zinsen zu tilgen.

	 Bei Veräußerung der geförderten Wohnungen ist das ge-
währte Baudarlehen unverzüglich zurückzuzahlen. Im 
Fall der genehmigten Vermietung mit Mietpreis- und Be-
legungsbindung gemäß Nummer 5.6 Absatz 3 Buchstabe a  
gelten die Darlehenskonditionen der Nummer 5.5.1 und 
Nummer 5.5.2 Absatz 1 und 2 der Mietwohnungsbauför-
derR in der jeweils geltenden Fassung. Bei genehmigter 
Vermietung ohne Mietpreis- und Belegungsbindung ge-
mäß Nummer 5.6 Absatz 3 Buchstabe b ist das gewährte 
Baudarlehen spätestens nach Ablauf von zehn Jahren 
nach Vollauszahlung zurückzuzahlen.

5.8	 Entgelte

5.8.1	 Die Bewilligungsstelle ist berechtigt, für die Be-
arbeitung der Förderungsanträge und die Verwaltung 
der ausgezahlten Darlehen ein Entgelt zu erheben.

5.8.2	 Das einmalige Entgelt beträgt für die Förderung nach 
Nummer 2.1 Buchstabe a bis c sowie den Nummern 2.2  

und 2.3 (für Einzelantragstellende) 2 Prozent des No- 
minalbetrages der bewilligten Förderungsmittel. Für die 
Förderung der Anschubfinanzierung nach Nummer 2.1 
Buchstabe d beträgt das einmalige Entgelt 2,5 Prozent 
und im Falle der genehmigten Vermietung gemäß Num-
mer 5.6 Absatz 3 Buchstabe a 1 Prozent. Das einmalige 
Entgelt wird mit Unterbreitung des Vertragsangebotes 
durch die ILB fällig und bei Auszahlung der ersten und 
zweiten planmäßigen Rate jeweils hälftig einbehalten.

5.8.3	 Ab Auszahlung der einzelnen Darlehensraten wird ein 
laufendes Entgelt in Höhe von 0,5 Prozent jährlich fäl-
lig. Ab Tilgungsbeginn wird das Entgelt vom jeweili-
gen Restkapital berechnet; die durch die fortschreitende 
Tilgung ersparten Entgelte erhöhen die Tilgung.

5.9	 Regelungen für Vorhaben in Gebietskulissen der 
Städtebauförderung

	 Für stadtbildprägende Bestandsmaßnahmen innerhalb 
einer mit dem Land abgestimmten Kulisse der Städte-
bauförderung, sofern sich diese mit den „Vorrang-
gebieten Wohnen“ oder den „Konsolidierungsgebieten 
der Wohnraumförderung“ in den Gebieten der Anlage 3 
überlagert, können durch die Gemeinden zur Finan-
zierung der unrentierlichen Modernisierungs- und In-
standsetzungskosten ergänzend zur Förderung nach 
dieser Richtlinie Städtebauförderungsmittel der infrage 
kommenden Programme eingesetzt werden (Spitzen-
finanzierung). Die Städtebauförderungsrichtlinie in der 
jeweils geltenden Fassung ist zu beachten.

5.10	 Förderfähige Kosten

	 Für Maßnahmen nach Nummer 2.1 Buchstabe b bis d 
sind förderfähig die Gesamtbaukosten nach DIN 276, 
ausgenommen die Kostengruppe 800.

	 Für Maßnahmen nach Nummer 2.1 Buchstabe a sowie 
den Nummern 2.2 und 2.3 sind förderfähig die Bau-
kosten nach DIN 276, ausgenommen die Kosten-
gruppen 100, 600 und 800.

6	 Sonstige Förderbestimmungen

6.1	 Eine Förderung nach dieser Richtlinie erfolgt nur, wenn 
die Größe der zu fördernden Wohnung entsprechend 
ihrer Zweckbestimmung angemessen ist. Diese beträgt 
bei Maßnahmen nach Nummer 2.1 Buchstabe c bis zu 
140 Quadratmeter, bei Eigenheimen mit einer zweiten 
Wohnung bis zu 200 Quadratmeter.

Bei Haushalten mit mehr als vier Personen erhöht sich 
die Wohnfläche für jeden zuzurechnenden Angehörigen 
um 25 Quadratmeter.

Die vorstehenden Wohnflächengrenzen finden auch 
für Maßnahmen nach Nummer  2.1 Buchstabe b An-
wendung. Bei Bestandserwerb nach Nummer 2.1 Buch-
stabe a können die vorgenannten Wohnflächengrenzen 
jeweils um bis zu 20 Prozent überschritten werden.



123Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 8 vom 28. Februar 2024

6.2	 Die Bewilligung der Förderung setzt voraus, dass die 
Finanzierung der voraussichtlich entstehenden Gesamt-
kosten gesichert ist.

	 Die Summe der gewährten Förderungen darf die Höhe 
der anerkannten Gesamtkosten, abzüglich des Eigen-
leistungsanteils, nicht übersteigen. Die ermittelten 
Förderbeträge sind auf volle 100 Euro aufzurunden.

	 Die ILB ist berechtigt, zur Sicherung der Gesamt-
finanzierung von Bauvorhaben auch Fremdmittel als 
Ergänzungsdarlehen zu gewähren.

6.3	 Es werden bevorzugt Neubauvorhaben gefördert, die 
sich aus den strategischen und konzeptionellen Aus-
sagen vorliegender integrierter Stadtentwicklungs-
konzepte (INSEK) oder wohnungspolitischer Um-
setzungsstrategien (WUS) schlüssig ergeben, im Sinne 
der städtebaulichen Zielvorgaben hergerichtet werden 
und die einen Beitrag zur städtebaulichen Aufwertung 
und Verbesserung des Wohnumfeldes leisten. Bei der 
Realisierung von Bestandsvorhaben muss nach Ab-
schluss der baulichen Maßnahmen die Außenhülle 
eines Gebäudes ein Erscheinungsbild aufweisen, wel-
ches nachhaltig den städtebaulichen Erneuerungszielen 
dient.

6.4	 Jede Förderempfängerin und jeder Förderempfänger 
kann die Förderung nur einmal in Anspruch nehmen. Die 
Förderung wird für eine Wohnung nur einmal gewährt. 
Die Kombination der Förderung nach dieser Richtlinie 
mit der Förderung Dritter ist zulässig. Insbesondere 
sollen die Möglichkeiten der Förderung zur Energie- 
einsparung sowie des altersgerechten Umbaus durch die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) genutzt werden.

6.5	 Die geförderte Wohnung ist nach Abschluss der Bau-
maßnahmen mindestens 20 Jahre als Hauptwohnsitz 
selbst zu nutzen (Zweckbindungszeitraum). Näheres 
regelt der Fördervertrag.

6.6	 Bei der Vergabe von Aufträgen im Rahmen einer An-
schubfinanzierung nach Nummer 2.1 Buchstabe d gilt 
der Grundsatz einer wirtschaftlichen und sparsamen 
Mittelverwendung.

	 Abweichend von den Allgemeinen Neben-
bestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 
(ANBest-P) gilt Folgendes:

	 Sofern die Förderempfängerin oder der Förderempfänger 
keine Auftraggeberin oder kein Auftraggeber im Sinne 
des Vierten Teils des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen (GWB) ist und auch nicht aus anderen 
Rechtsgründen an die Einhaltung des Vergaberechts ge- 
bunden ist, findet Nummer  3 ANBest-P keine Anwen- 
dung. Ab einem Auftragswert von 3 000 Euro ohne Um-
satzsteuer sind mindestens drei vergleichbare Angebote 
anzufordern oder Preisvergleiche einzuholen. Auf An-
forderung der Bewilligungsbehörde ist die Dokumen-
tation nachzuweisen.

	 Sofern die Förderempfängerin oder der Förderemp- 
fänger Auftraggeberin oder Auftraggeber im Sinne 
des Vierten Teils des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen (GWB) ist und/oder aus anderen 
Rechtsgründen an die Einhaltung des Vergaberechts 
(Haushaltsrecht) gebunden ist, hat sie oder er die je-
weils für sie oder ihn geltenden vergaberechtlichen 
Bestimmungen einzuhalten. Soweit eine solche Ver-
pflichtung unterhalb der nach §  106 Absatz  2 GWB 
jeweils aktuell geltenden Schwellenwerte nicht be-
steht, sind mindestens drei vergleichbare Angebote 
anzufordern oder Preisvergleiche einzuholen. Auf An-
forderung der Bewilligungsbehörde ist die Dokumen-
tation nachzuweisen.

	 Das Land Brandenburg als Fördergeber und die Be-
willigungsstelle sind berechtigt, Vergabeprüfungen 
und Prüfungen in Bezug auf die Einhaltung des Grund-
satzes einer wirtschaftlichen und sparsamen Mittelver-
wendung durchzuführen.

6.7	 Die geltenden Bestimmungen zur Bekämpfung von 
Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung sind zu be-
achten.

6.8	 Die Bauherrin oder der Bauherr hat auf einem Bau-
schild die Förderung durch das Land Brandenburg 
kenntlich zu machen.

6.9	 Mit den Baumaßnahmen ist spätestens innerhalb von 
sechs Monaten nach Zugang der Förderzusage zu be-
ginnen. Das Bauvorhaben ist in einer angemessenen 
Frist (in der Regel innerhalb von 24 Monaten nach Zu-
gang der Förderzusage) bezugsfertig zu erstellen und 
von den im Antrag bezeichneten Personen zur Selbst-
nutzung zu beziehen.

6.10	 Die Gemeinden dokumentieren in ihren Stellung-
nahmen die zu beachtenden städtebaulichen Rahmen-
bedingungen für die beantragte Förderung.

6.11	 Ein Vorhaben darf vor Erteilung der Förderzusage noch 
nicht begonnen worden sein. Dem Vorhabenbeginn 
steht der verbindliche Abschluss eines Lieferungs- 
und Leistungsvertrages gleich. Ein solcher Vertrag ist 
zulässig, wenn den Antragstellenden für den Fall der 
Nichtförderung ein kostenfreies Rücktrittsrecht ein-
geräumt wird.

	 Auf schriftlichen Antrag kann die Bewilligungsstelle 
bestätigen, dass aus einem Baubeginn kein Grund 
zur Versagung eines Angebotes zum Abschluss eines 
Fördervertrages hergeleitet wird (Unschädlichkeits-
bestätigung).

7	 Verfahren

7.1	 Bewilligungsstelle für die Förderungsmittel nach dieser 
Richtlinie gemäß § 27 Absatz 2 BbgWoFG ist die ILB. 
Sie kann sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
Dritter bedienen.
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7.2	 Antragsverfahren

7.2.1	 Antragsverfahren für Einzelanträge

	 Das Antragsverfahren für Einzelanträge umfasst im 
Regelfall:

-	 die Finanzierungsberatung,
-	 die Antragstellung,
-	 die Vervollständigung des Antrages nach Auffor- 

derung durch die ILB.

	 Dem Antragsformular sind mindestens beizufügen:

-	 die städtebauliche Stellungnahme,
-	 Nachweise über das Haushaltseinkommen,
-	 die aktuellen Meldebescheinigungen der künftig 

zum Haushalt der Bauherrin oder des Bauherrn 
zählenden Personen,

-	 der Nachweis des Eigentums oder Erbbaurechts 
am Grundstück beziehungsweise des gesicherten 
Eigentumerwerbs oder der Vergabe des Erbbau-
rechts,

-	 bei beantragter Förderung von Maßnahmen nach 
Nummer  5.4.2 zusätzlich eine Beschreibung der 
denkmalpflegerischen Maßnahmen und Dar-
stellung der hierfür entstehenden Mehrkosten 
sowie eine Bestätigung der Denkmalschutzbehörde 
zur Vereinbarkeit des Antrages mit den Belangen 
des Denkmalschutzes,

-	 bei beantragter Förderung nach Nummer 5.4.3 die 
Maßnahmenbeschreibung und Kostenplanung von 
bodenarchäologischen Untersuchungen,

-	 bei beantragter Förderung nach Nummer  5.4.6 
der Nachweis über den Grad und die Art der Be-
hinderung sowie die Darstellung der erforderlichen 
Maßnahmen und der dafür zusätzlich entstehenden  
Kosten.

7.2.2	 Antragsverfahren für die Anschubfinanzierung

	 Bei Vorhaben der Anschubfinanzierung nach Num-
mer 5.6 ist durch die ILB eine Vorprüfung erforderlich. 
Im Rahmen dieser Vorprüfung sind insbesondere die 
Übereinstimmung mit der förderungsfähigen Gebiets-
kulisse und die Schlüssigkeit der Gesamtmaßnahme 
hinsichtlich der städtebaulichen Einordnung in den teil-
räumlichen Bereich zu prüfen.

7.3	 Bewilligungsverfahren

	 Die Bewilligungsstelle entscheidet auf der Grundlage 
dieser Richtlinie und der für die Wohneigentums-
förderung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften nach pflichtgemäßem Ermessen über die 
Förderungsanträge.

7.3.1	 Bewilligungsverfahren bei Einzelanträgen

	 Maßgeblicher Stichtag für die Feststellung der Zuge-
hörigkeit zum förderberechtigten Personenkreis ist der 
Tag des Eingangs des Antrages bei der ILB.

	 Die ILB entscheidet anhand der vollständig vorgelegten 
Unterlagen und Nachweise unverzüglich über den An-
trag.

7.3.2	 Bewilligungsverfahren bei Anschubfinanzierung

	 Eingegangene Anträge werden durch die ILB hinsicht-
lich ihrer Übereinstimmung mit den förderpolitischen 
Zielvorgaben des Landes geprüft.

	 Die Bewilligung der Anschubfinanzierung erfolgt 
nach Abschluss der bautechnischen Prüfung und nach 
Vorliegen aller weiteren Voraussetzungen. Die bau-
technische Prüfung erfolgt durch die ILB oder einen 
von ihr beauftragten Dritten zur Feststellung der Kos-
ten sowie zur Ermittlung der Wohnfläche.

7.4	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

7.4.1	 Die Förderungen werden nach Baufortschritt wie folgt 
ausgezahlt:

	 Für Vorhaben nach Nummer 2.1 Buchstabe a, c und d 
sowie Nummer 2.2

	 50 Prozent nach Baubeginn,
	 40 Prozent nach Fertigstellung des Rohbaus,
	 10  Prozent nach Anzeige der Aufnahme der beab- 

sichtigten Nutzung.

	 Für Vorhaben nach Nummer  2.1 Buchstabe b sowie 
Nummer 2.3

	 60 Prozent nach Baubeginn,
	 40  Prozent nach Anzeige der Aufnahme der beab- 

sichtigten Nutzung.

	 Abweichend davon können der Zeitpunkt und die Höhe 
der Auszahlungsraten bei Vorhaben im Rahmen der An-
schubfinanzierung nach Nummer 2.1 Buchstabe d indi-
viduell durch die ILB festgelegt werden.

7.4.2	 Der Fertigstellungsgrad ist durch einen qualifizierten 
Bautenstandsbericht einer Architektin beziehungsweise 
eines Architekten oder eines beziehungsweise einer zu-
gelassenen Sachverständigen nachzuweisen.

7.4.3	 Die Auszahlung der Förderung setzt voraus, dass

-	 die im Finanzierungsplan ausgewiesenen Eigen-
mittel eingesetzt wurden,

-	 die Sicherung der Förderungsmittel im Rahmen der 
Anschubfinanzierung nach Nummer 2.1 Buchstabe d  
ranggerecht durch einen beglaubigten Grundbuch-
auszug nachgewiesen oder durch einen Notar be-
stätigt wurde, dass der Eintragungsantrag auch im 
Namen der ILB gestellt ist und keine Umstände 
bekannt sind, die der ranggerechten Eintragung von 
dinglichen Rechten entgegenstehen.
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7.5	 Verwendungsnachweisverfahren

7.5.1	 Die Vorlage einer Schlussabrechnung ist für Einzel
antragstellende nur erforderlich, sofern zur Finanzie-
rung von Mehrkosten eine Vorrangeinräumung zur Si-
cherung weiterer Fremdmittel beantragt wird oder die 
ILB dies verlangt. In jedem Fall ist ein Energieausweis 
entsprechend den Vorschriften des Gebäudeenergie-
gesetzes vorzulegen.

	 Bei Vorhaben nach Nummer 2.1 Buchstabe a bis c und 
Nummer 2.2 ist der Beginn der Selbstnutzung und bei 
Vorhaben nach Nummer 2.3 die Fortsetzung der Selbst-
nutzung durch eine amtliche Meldebescheinigung nach- 
zuweisen.

	 In den Fällen von gewährten Zusatzförderungen nach 
den Nummern 5.4.2, 5.4.3 und 5.4.6 sind die jeweiligen 
Kosten nachzuweisen.

	 Sofern ergänzende Städtebauförderungsmittel gewährt 
wurden, ist ferner eine Bescheinigung der jeweiligen 
Gemeinde nach dem Muster der Anlage 2 vorzulegen.

7.5.2	 Im Rahmen der Anschubfinanzierung nach Num-
mer 2.1 Buchstabe d hat die Bauherrin oder der Bauherr 
der ILB unverzüglich

-	 eine Kopie der Anzeige der Nutzungsaufnahme 
gemäß § 83 Absatz 2 der Brandenburgischen Bau-
ordnung (BbgBO) inklusive aller dazugehörenden 
Bescheinigungen und

-	 die Kaufverträge für die geförderten Wohnungen

	 vorzulegen.

	 Die Bauherrin oder der Bauherr hat der ILB innerhalb 
von sechs Monaten nach Bezugsfertigkeit aller ge-

förderten Wohnungen eine Schlussabrechnung in Form 
eines einfachen Verwendungsnachweises gemäß den 
VV zu § 44 LHO vorzulegen.

	 Für den Fall, dass die Wohnungen nicht unmittelbar 
nach Bezugsfertigkeit veräußert werden können, ist der 
ILB jeweils bis zum 30. April eines jeden Jahres ein 
Bericht vorzulegen, der Angaben zum Stand der Ver-
äußerung sowie zu den bisherigen und künftigen Ver-
äußerungsaktivitäten enthalten muss.

7.6	 Zu beachtende Vorschriften

	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Förderung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Kündigung des Fördervertrages und die Rückforderung 
der gewährten Förderung gelten die Verwaltungsvor-
schriften zu § 44 LHO, soweit nicht in den Förderricht-
linien oder im Fördervertrag Abweichungen zugelassen 
worden sind.

7.7	 Vordrucke

	 Soweit einheitliche Vordrucke vorgesehen sind, müssen 
sie verwendet werden.

8	 Übergangsbestimmungen

	 Alle der Bewilligungsstelle vorliegenden und noch 
nicht entschiedenen Förderanträge aus Vorjahren kön-
nen auf Grundlage dieser Richtlinie abschließend be-
schieden werden.

9	 Geltungsdauer

	 Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2024 
in Kraft. Sie tritt am 31. Dezember 2025 außer Kraft.
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Anlage 1

STÄDTEBAULICHE STELLUNGNAHME

zum Antrag auf Förderung selbst genutzten Wohneigentums 
Auskunft* der amtsfreien Gemeinde/des Amtes für Gemeinde (Nichtzutreffendes streichen)

Bauvorhaben

Bauherrin oder Bauherr, Erwerberin oder Erwerber Straße/Haus-Nr.

PLZ/Ort	 ggf. Ortsteil Kreisverwaltung

Angaben zum Grundbuch: Gemarkung Flur Flurstück

Das Bauvorhaben befindet sich

	 in einem (ehemals) förmlich festgelegten innerstädtischen Sanierungsgebiet im Sinne des § 142 BauGB.

	 Name des Gebietes 						       Satzungsbeschluss vom 			         

	 in einem (ehemals) förmlich festgelegten innerstädtischen städtebaulichen Entwicklungsbereich im Sinne des § 165 BauGB.

	 Name des Gebietes 						       Satzungsbeschluss vom 			         

	 in einem vom Landesamt für Bauen und Verkehr (LBV) bestätigten innerstädtischen Vorranggebiet Wohnen bzw. Konsolidierungs-
gebiet der Wohnraumförderung in

	 einer Gemeinde der Anlage 3

	 einem regionalen Wachstumskern (RWK)

	 einem Mittelzentrum gemäß der zentralörtlichen Gliederung des Landes Brandenburg (MZ)

	 einer vom Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung geförderten Stadtumbaustadt

	 einer sonstigen Stadt.

	 Ein Selbstbindungsbeschluss der Stadt/Gemeinde zu dem definierten Vorranggebiet Wohnen bzw. Konsolidierungsgebiet der 
Wohnraumförderung liegt vor.

	 Gebietsname 							        Beschluss vom 				          

	 im Geltungsbereich eines Bebauungsplans nach § 13a oder § 13b BauGB (Bebauungspläne der Innenentwicklung und Einbeziehung 
von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren).

	 in einem Ort, der an anderer Stelle über eine der aufgeführten Gebietskulissen verfügt.

	 in keiner Gebietskulisse der Wohnraumförderung.

Das Bauvorhaben ist/liegt	    im Bestand	  ein Neubau

	    ein Baudenkmal	  im Denkmalbereich

Die Erschließung ist	  gesichert	  nicht gesichert	  voraussichtlich ab 		  gesichert.
	 Monat/Jahr
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Es sind bodenarchäologische Maßnahmen zu erwarten	  ja	   nein.

	 Das Bauvorhaben entspricht den Zielen der Sanierung bzw. Stadtentwicklung.

	 Das Bauvorhaben ergibt sich schlüssig aus den strategischen und konzeptionellen Aussagen des INSEK bzw. den Wohnungs-
politischen Umsetzungsstrategien.

	 Die Stadt/Gemeinde setzt(e) für das Bauvorhaben Städtebauförderungsmittel ein.

Fördergegenstand und Richtlinie:  
													                    

Höhe der Förderung einschließlich des kommunalen Mitleistungsanteils:  
							            

(Voraussichtliches) Jahr der Förderung: 			        

Wenn zutreffend, bitte eine Kopie der städtebaulichen Stellungnahme der Städtebauförderung dieser Auskunft beifügen. 

Ein aussagekräftiger Lageplan mit Kennzeichnung der Grundstückslage in der Stadt/Gemeinde ist der Auskunft beigefügt.

						           	 						            
Ort, Datum	 Stempel, Unterschrift

*  Eine falsche Auskunft löst u. U. Amtshaftungsansprüche aus.
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Anlage 2

BESCHEINIGUNG* DER STADT/GEMEINDE

über gewährte Städtebauförderungsmittel für selbst genutztes Wohneigentum 
zum Antrag auf Förderung selbst genutzten Wohneigentums

Bauvorhaben

Bauherrin oder Bauherr, Erwerberin oder Erwerber Straße/Haus-Nr.

PLZ/Ort	 ggf. Ortsteil Kreisverwaltung

Angaben zum Grundbuch: Gemarkung Flur Flurstück

Die Kommune hat für das Bauvorhaben Städtebauförderungsmittel eingesetzt. (Zutreffendes bitte ankreuzen.)

	  ja

	 Fördergegenstand
	 und Richtlinie: 						          						            

	 Höhe der Förderung einschließlich
	 kommunalen Mitleistungsanteils: 				      Jahr der Förderung: 				          

	 nein

						           	 						            
Ort, Datum	 Stempel, Unterschrift

*  Eine unzutreffende Bescheinigung löst u. U. Amtshaftungsansprüche aus.
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Anlage 3

Strukturräume Berlin und Berliner Umland
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Richtlinie zur Förderung des Abbaus 
von Barrieren bei vorhandenem Wohnraum 

(WohnraumanpassungsR)

Runderlass 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung 

Vom 12. Februar 2024

Inhaltsübersicht

1	 Förderzweck, Rechtsgrundlage
2	 Gegenstand der Förderung
3	 Förderempfängerinnen oder Förderempfänger
4	 Fördervoraussetzungen
5	 Art und Umfang, Höhe der Förderung
6	 Sonstige Förderbestimmungen
7	 Verfahren
8	 Übergangsbestimmungen
9	 Geltungsdauer

1	 Förderzweck, Rechtsgrundlage

1.1	 Das Land gewährt aufgrund des Artikels 47 der Ver-
fassung des Landes Brandenburg nach Maßgabe die-
ser Richtlinie sowie der Verwaltungsvorschriften zu 
§  44 der Landeshaushaltsordnung Zuschüsse zur be-
hindertengerechten Anpassung durch Abbau von Bar-
rieren bei vorhandenem Wohnraum.

	 Ziel ist die Verbesserung der Wohnsituation, ins-
besondere der Nutzungs- und Zugangsmöglichkeiten, in 
vorhandenen Mietwohnungen und in selbst genutztem 
Wohneigentum im Bestand für schwerbehinderte Men-
schen, um ihnen ein weitestgehend selbstbestimmtes 
Leben in vertrauter Umgebung zu ermöglichen. Damit 
wird ein Beitrag zur Integration von schwerbehinderten 
Personen in ihr gewohntes Lebensumfeld geleistet.

1.2	 Rechtsgrundlagen sind

-	 das Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Bran- 
denburg (VwVfGBbg),

-	 die Landeshaushaltsordnung (LHO), einschließlich 
der dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV) 
sowie

-	 die Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der Kommis-
sion vom 13. Dezember 2023 über die Anwendung 
der Artikel  107 und 108 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-mi-
nimis-Beihilfen (ABl. L vom 15.12.2023) in der 
jeweils geltenden Fassung (im Folgenden: De-mi-
nimis-Verordnung).

1.3	 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Fördermittel 
besteht nicht. Die Bewilligungsstelle entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel.

1.4	 Ausnahmen

	 Über Ausnahmen von dieser Richtlinie entscheidet 
die Bewilligungsstelle. Sie bedürfen der vorherigen 

Zustimmung des Ministeriums für Infrastruktur und 
Landesplanung (MIL). Ausnahmeentscheidungen, die 
über den Einzelfall hinaus von Bedeutung sind, ergehen 
im Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen 
und für Europa.

2	 Gegenstand der Förderung

2.1	 Gegenstand der Förderung ist die Finanzierung der 
Kosten für bauliche Maßnahmen zur nachträglichen be-
hindertengerechten Anpassung des Wohnraums durch  
Abbau von Barrieren unter Zugrundelegung der An-
forderungen der DIN 18040-2. Der barrierefreie Zu-
gang zu den Gebäuden ist zu gewährleisten. Teilmaß-
nahmen können im Einzelfall gefördert werden, wenn 
die Gesamtheit der Maßnahmen nach der DIN 18040-2 
bei Verbleib der berechtigten Person/Personen in der 
bestehenden Wohnung nicht erforderlich, nicht zumut-
bar oder technisch nicht durchführbar ist. Förderfähig 
sind insbesondere folgende Maßnahmen:

-	 Verbreiterung der Wohnungseingangs- sowie sons-
tiger Türen innerhalb der Wohnung

-	 Entfernung von Türschwellen
-	 Einbau automatischer Türöffner für Haus- und 

Wohnungstüren im Zusammenhang mit anderen 
Teilmaßnahmen

-	 Einbau von Notruf- oder Gegensprechanlagen
-	 bauliche Veränderungen in Küche und Bad zum 

Abbau von Barrieren
-	 bedarfsgerechte Umrüstung von Bedienungs-, Halte-, 

Stütz- und Hebevorrichtungen in der Wohnung
-	 Schaffung von Rollstuhlabstellplätzen, insbeson- 

dere im Eingangsbereich des Wohngebäudes; bei 
Mietwohnungen nur im Zusammenhang mit ande-
ren Teilmaßnahmen

-	 Sicherungsmaßnahmen an Fenstern und Türen von 
Erdgeschosswohnungen, einschließlich der Roll-
läden.

2.2	 Als bauliche Maßnahme zur behindertengerechten 
Anpassung durch Abbau von Barrieren zählen auch 
der ausschließliche nachträgliche Einbau höhenüber-
windender Hilfsmittel, insbesondere rollstuhlgerechter 
Senkrecht-/Schrägaufzüge, und die Schaffung barriere-
freier Zugänge durch den Bau von Rampen. Voraus-
setzung ist, dass die entsprechende Wohnung, soweit 
möglich und zumutbar, nach der DIN 18040-2 gestaltet 
ist oder wird.

	 Der Einbau von Treppensitzliften ist nicht förderfähig. 
Verfügt der vorhandene Wohnraum bereits über einen 
Treppensitzlift, sind Maßnahmen, die unmittelbar damit 
im Zusammenhang stehen, ebenfalls nicht förderfähig.

3	 Förderempfängerinnen oder Förderempfänger

3.1	 Förderempfängerinnen oder Förderempfänger sind 
Eigentümerinnen oder Eigentümer, Erbbauberechtigte 
oder sonstige Verfügungsberechtigte als Vermieterin 
oder Vermieter, Mieterin oder Mieter von Miet-
wohnungen und Eigentümer oder Eigentümerinnen von 
selbst genutztem Wohneigentum.
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3.2	 Beihilfenrechtliche Vorschriften

	 Sind Förderempfängerinnen oder Förderempfänger ein 
Unternehmen im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV), ist Folgendes zu beachten:

	 Die nach dieser Richtlinie gewährten Förderungen er-
folgen auf der Grundlage der De-minimis-Verordnung.

	 Ausgenommen von der Förderung sind Zuwendungen 
im Anwendungsbereich des Artikels 1 Absatz 1 der De- 
minimis-Verordnung.

	 Der Gesamtbetrag der einem einzigen Unternehmen von 
einem Mitgliedstaat gewährten De-minimis-Beihilfen 
darf in einem Zeitraum von drei Jahren 300 000 Euro 
nicht übersteigen,

	 Die Zuwendung darf dabei die nach den beihilfen-
rechtlichen Vorschriften der Europäischen Union 
maximal zulässige Beihilfenintensität oder den maxi-
mal zulässigen Beihilfenbetrag bei Kumulierung ver-
schiedener Förderungen nicht überschreiten. Auf die 
Kumulierungsvorschrift des Artikels 5 der De-minimis- 
Verordnung wird verwiesen.

	 Die Zuwendungen nach Nummer  5.4 der Richtlinie 
werden nach der De-minimis-Verordnung gewährt.

4	 Fördervoraussetzungen

4.1	 Eigenleistung

	 Die Förderempfängerin oder der Förderempfänger hat  
sich an der Deckung der Gesamtausgaben in angemes- 
sener Höhe zu beteiligen. Die Höhe der Eigenleistung 
soll mindestens 10  Prozent der Gesamtausgaben be-
tragen. Leistungen Dritter, die als Zuschuss gewährt 
werden, können als Eigenleistung anerkannt werden.

4.2	 Berechtigter Personenkreis

	 Berechtigt zur Nutzung der geförderten Wohnungen 
sind Haushalte, zu denen schwerbehinderte Personen 
gehören, deren Art und Schwere der Behinderung eine 
besondere bauliche oder technische Ausgestaltung des 
Wohnraums erforderlich macht und deren Grad der 
Behinderung (GdB) grundsätzlich mindestens 80 be-
trägt. Hierzu zählen insbesondere Personen mit einer 
Gehbehinderung (Merkzeichen aG beziehungsweise 
Merkzeichen G), Personen mit progressiv verlaufenden 
chronischen Erkrankungen, Personen mit Heimdialyse 
sowie blinde (Merkzeichen Bl) und gehörlose (Merk-
zeichen Gl) Personen. In begründeten Einzelfällen kann 
die Investitionsbank des Landes Brandenburg (ILB) 
eine Ausnahme hinsichtlich des GdB befürworten.

	 Der Nachweis ist durch Vorlage des Schwerbehinderten-
ausweises zu führen. Alternativ kann der Bescheid für 
die Anerkennung der Schwerbehinderung eingereicht 
werden.

4.3	 Die Förderung kann gewährt werden, wenn die für die 
Behindertenberatung zuständige Stelle des Landkreises 
oder der kreisfreien Stadt die Angemessenheit und 
Dringlichkeit der beantragten Maßnahme bestätigt.

	 Bei Förderanträgen von Mieterinnen oder Mietern ist 
neben der Verpflichtungserklärung der Vermieterin oder 
des Vermieters auch der Abschluss einer Vereinbarung 
über die Durchführung der baulichen Maßnahme ent-
sprechend den Anlagen des Antrages erforderlich.

4.4	 Bei Maßnahmen für höhenüberwindende Hilfsmittel 
nach Nummer  2.2 ist darüber hinaus die Bestätigung 
der Behörde gemäß Nummer 4.3 erforderlich,

-	 dass die zu fördernde Wohnung bereits der DIN 
18040-2 entspricht beziehungsweise zeitgleich da- 
nach, soweit möglich und zumutbar, umgebaut 
wird (siehe Anlage zum Antrag)

-	 dass die einzubauenden Hilfsmittel den aktuellen 
technischen Anforderungen entsprechen.

4.5	 Nicht förderfähig sind Ausgaben für Maßnahmen, mit 
denen vor Erteilung des Förderbescheides begonnen 
wurde. Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Ab-
schluss eines der Ausführung zuzurechnenden Liefe-
rungs- und Leistungsvertrages zu werten. Der Erwerb 
des Objektes, die Planung und eine Baugrundstücks-
untersuchung gelten nicht als Vorhabenbeginn.

	 Auf schriftlichen Antrag kann die Bewilligungsstelle 
bestätigen, dass aus einem Vorhabenbeginn kein Grund 
zur Versagung des Förderbescheides hergeleitet wird 
(Unschädlichkeitsbestätigung).

	 In der Unschädlichkeitsbestätigung ist mitzuteilen, dass 
ein Vorhabenbeginn nicht zur Versagung des Förder-
bescheides führt, wenn alle anderen Fördervoraus-
setzungen gegeben sind, dass aber der Vorhabenbeginn 
auf eigenes Risiko erfolgt und die Unschädlichkeits-
bestätigung keinen Rechtsanspruch auf die Gewährung 
einer Zuwendung begründet.

4.6	 Die Förderung ist ausgeschlossen, wenn

-	 der Maßnahme bauordnungsrechtliche oder bau- 
und landesplanerische Belange entgegenstehen,

-	 die zu fördernde Maßnahme ausschließlich durch 
Leistungen Dritter (zum Beispiel der Hauptfürsorge-
stelle, von Berufsgenossenschaften, der Pflegever-
sicherung oder sonstiger Versicherungen) finanziert 
wird.

5	 Art und Umfang, Höhe der Förderung

5.1	 Förderart:			   Projektförderung

5.2	 Finanzierungsart:		  Anteilfinanzierung

5.3	 Form der Förderung:		  Zuschuss
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5.4	 Höhe der Förderung

	 Der Zuschuss beträgt bis zu 

-	 12 000 Euro je Wohnung für Maßnahmen nach 
Nummer 2.1

-	 14 000 Euro je Wohnung für Maßnahmen nach 
Nummer 2.2.

	 Die gleichzeitige Durchführung von Maßnahmen nach 
den Nummern 2.1 und 2.2 ist möglich. Die Gesamt-
finanzierung der Maßnahme (einschließlich Eigen-
anteil) muss nachgewiesen werden.

	 Die Summe der insgesamt gewährten Förderungen darf 
die Höhe der anerkannten Gesamtkosten, abzüglich des 
Eigenleistungsanteils, nicht übersteigen.

5.5	 Kombination mit anderen Förderprogrammen

	 Eine Kombination mit anderen Förderprogrammen des 
Landes und dem KfW-Programm „Altersgerecht Um-
bauen“ ist möglich.

6	 Sonstige Förderbestimmungen

	 Die Antragsberechtigung liegt vor, wenn der Wohn-
raum bereits vom Haushalt genutzt wurde.

	 Die geförderte Wohnung ist mindestens über einen 
Zeitraum von zehn Jahren nach Gewährung der För-
derung entsprechend dem Förderzweck zu nutzen 
(Zweckbindungszeitraum). Bei einer Mietwohnung 
ist die Förderempfängerin oder der Förderempfänger 
in diesem Zeitraum verpflichtet, die Wohnung einer 
oder einem Berechtigten im Sinne von Nummer 4.2 zur 
Nutzung oder Mitnutzung zu überlassen. Ist die Mie-
terin oder der Mieter die Förderempfängerin oder der 
Förderempfänger, ist für den Fall der vorzeitigen Be-
endigung des Mietverhältnisses die Vermieterin oder 
der Vermieter verpflichtet, die Wohnung für die Dauer 
der Zweckbindung nur Berechtigten nach Nummer 4.2 
zu überlassen. Im Falle der Förderung von Teilmaß-
nahmen nach Nummer 2.1 kann die Bewilligungsstelle 
abweichende angemessene Bindungsfristen und ge-
sonderte Auflagen im Förderbescheid festlegen.

	 Die Prüfung der Einhaltung der Zweckbestimmung ob-
liegt der Bewilligungsstelle.

	 Jede Änderung oder die Aufgabe der Zweckbe-
stimmung ist der Bewilligungsstelle unverzüglich an-
zuzeigen.

7	 Verfahren

7.1	 Antragsverfahren

	 Förderanträge sind unter Vorlage von Kostenvor-
anschlägen zur Durchführung der beantragten Maß-
nahmen, des Nachweises der Eigenleistung, der Nach-
weise gemäß Nummer  4.2 sowie der Bestätigung der 

Behörde gemäß Nummer  4.3 entsprechend den An-
lagen zum Antrag bei der Bewilligungsstelle zu stellen.

	 Förderanträgen von Mieterinnen oder Mietern sind 
die von der Eigentümerin oder vom Eigentümer un- 
terschriebene Vereinbarung über die Durchführung 
der baulichen Maßnahme sowie die Verpflichtungs-
erklärung der Vermieterin oder des Vermieters ent-
sprechend den Anlagen zum Antrag beizufügen.

7.2	 Bewilligungsverfahren

	 Bewilligungsstelle ist die Investitionsbank des Landes 
Brandenburg.

7.3	 Auszahlungsverfahren

	 Der Zuschuss wird wie folgt auf ein von der Förder-
empfängerin oder dem Förderempfänger zu benen- 
nendes Konto ausgezahlt:

-	 60 Prozent nach Baubeginn
-	 40  Prozent nach Prüfung des Verwendungsnach-

weises über die Baumaßnahme.

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren

	 Die Förderempfängerin oder der Förderempfänger hat 
innerhalb von sechs Monaten nach Bewilligung den 
Verwendungsnachweis zu führen. Dem Verwendungs-
nachweis sind die Belege (Rechnungen, Ausgangs-
belege, Zahlungsnachweise) im Original beizufügen.

	 Die Bewilligungsstelle kann auf Antrag die Frist ver-
längern, wenn ihre Einhaltung aus Umständen nicht 
möglich ist, die die Förderempfängerin oder der Förder-
empfänger nicht zu vertreten hat.

7.5	 Zu beachtende Vorschriften

	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Förderung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf-
hebung des Förderbescheides und die Rückforderung 
der gewährten Förderungen gelten die VV zu §  44 
LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen 
zugelassen worden sind.

7.6	 Entgelte

	 Für die mit der Zuschussgewährung verbundene Ver-
waltungstätigkeit wird von der Bewilligungsstelle 
ein einmaliges Entgelt in Höhe von 1 Prozent des be-
willigten Zuschusses erhoben. Das Entgelt wird bei der 
Auszahlung des Zuschusses beziehungsweise der ers-
ten Rate einbehalten.

7.7	 Vordrucke

	 Soweit einheitliche Vordrucke vorgesehen sind, müssen 
sie verwendet werden.



133Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 8 vom 28. Februar 2024

Absage des Erörterungstermins 
zum Antrag auf Errichtung und Betrieb 

von zwei Windkraftanlagen 
in 15868 Jamlitz OT Ullersdorf

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 27. Februar 2024

Die Firma UKA Umweltgerechte Kraftanlagen GmbH & 
Co. KG, Dr.-Eberle-Platz 1, 01662 Meißen beantragt die Ge-
nehmigung nach §  4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) in 15868 Jamlitz, auf den Grundstücken in der Ge-
markung Ullersdorf, Flur 1, Flurstücke 110 und 226 zwei Wind- 
kraftanlagen (WKA) vom Typ NORDEX N163-5,7 MW zu er-
richten und zu betreiben.

Der mit Bekanntmachung im Amtsblatt für Brandenburg vom 
15.  November 2023 (ABl. S.  1107) angezeigte Erörterungs-
termin für das oben genannte Vorhaben (Vorhaben-ID 
Süd-G00323) am 13. März 2024 um 10 Uhr im Bürgerzentrum 
„Darre“ der Stadt Lieberose, Schlosshof 3 a in 15868 Lieberose 
wird ersatzlos abgesagt.

Die während der Einwendungsfrist form- und fristgerecht er-
hobene Einwendung ist durch das Landesamt für Umwelt ge-
prüft worden. Nach Einschätzung der Behörde bedarf sie kei-
ner Erörterung, da keine Genehmigungsvoraussetzung berührt 
ist. Daher wurde im Ergebnis nach pflichtgemäßem Ermessen 
entschieden, dass der angekündigte Erörterungstermin nicht 
durchgeführt wird. Berücksichtigt und abgewogen wurden 
das Interesse des Einwenders an einer weiteren Darlegung und 

Konkretisierung der Einwendung sowie das Interesse der Ge-
nehmigungsbehörde an einer weitergehenden Sachverhaltsauf-
klärung und das der Antragstellerin an einer zügigen Durch-
führung des Verfahrens.

Falls ein Genehmigungsbescheid erteilt wird, wird die form- 
und fristgerecht erhobene Einwendung inhaltlich im Geneh- 
migungsbescheid berücksichtigt und der Person, die die Ein-
wendung erhoben hat, wird eine Kopie des Genehmigungs-
bescheides zugestellt. Die Zustellung kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.  Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Arti-
kel 10 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  10 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 4. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 344)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1  

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

8	 Übergangsbestimmungen

	 Alle der Bewilligungsstelle vorliegenden und noch 
nicht entschiedenen Förderanträge aus Vorjahren kön-
nen auf Grundlage dieser Richtlinie abschließend be-
schieden werden.

9	 Geltungsdauer

	 Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2024 
in Kraft. Sie tritt am 31. Dezember 2025 außer Kraft. 
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BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree

Öffentliche Bekanntmachung 
über die förmliche Beteiligung zum Entwurf 

des Sachlichen Teilregionalplans 
„Erneuerbare Energien“ Oderland-Spree

Bekanntmachung  
der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree 

Vom 29. Januar 2024

Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemein-
schaft Oderland-Spree hat auf ihrer 9. Sitzung am 29.  Januar 
2024 den Vorentwurf des Sachlichen Teilregionalplans „Er-
neuerbare Energien“ Oderland-Spree mit seiner Begründung 
gebilligt und den Umweltbericht zur Kenntnis genommen (Be-
schluss 24/01/46) sowie den Beschluss zur Eröffnung des förm-
lichen Beteiligungsverfahrens für die Öffentlichkeit und die 
in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen zum Entwurf  
des Sachlichen Teilregionalplans „Erneuerbare Energien“ 
Oderland-Spree gefasst (Beschluss 24/01/47).

Der Entwurf eines Regionalplans, seine Begründung und der 
Umweltbericht sowie weitere nach Einschätzung der Regio-
nalen Planungsgemeinschaft zweckdienliche Unterlagen sind 
nach §  9 Absatz  2 des Raumordnungsgesetzes (ROG) in der 
Fassung vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 88) geändert worden ist, in Verbindung mit § 2 Absatz 3 und 
§ 2a Absatz 2 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braun-
kohlen- und Sanierungsplanung (RegBkPlG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 8. Februar 2012 (GVBl. I Nr. 13), 
das zuletzt durch Gesetz vom 23. Juni 2021 (GVBl. I Nr. 19) 
geändert worden ist, im Internet zu veröffentlichen, öffentlich 
auszulegen und der Öffentlichkeit sowie den in ihren Belangen 
berührten öffentlichen Stellen Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben.

Der Geltungsbereich des Sachlichen Teilregionalplans „Erneu- 
erbare Energien“ der Regionalen Planungsgemeinschaft Oder-
land-Spree umfasst die gesamte Region Oderland-Spree, die 
gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 3 RegBkPlG aus den Gebieten 
der Landkreise Märkisch-Oderland und Oder-Spree sowie der 
kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder) besteht.

Der Entwurf des Sachlichen Teilregionalplans „Erneuerbare 
Energien“ beinhaltet textliche und zeichnerische Festlegungen 
zum Thema Windenergienutzung als Vorranggebiete und text-
liche Festlegungen zum Thema Photovoltaik-Freiflächenanlagen.

Der mit dem Entwurf des Sachlichen Teilregionalplans „Er-
neuerbare Energien“ ausliegende Umweltbericht beinhaltet 
umweltbezogene Informationen und dokumentiert gemäß § 8 
Absatz 1 ROG die voraussichtlichen erheblichen Auswirkun- 
gen des Teilregionalplans auf die Menschen, einschließlich der 

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Ankündigung zur (Teil-)Umstufung 
der Landesstraße (L) 215 

in der Gemeinde Templin im Landkreis Uckermark

Bekanntmachung 
des Landesbetriebes Straßenwesen Brandenburg, 

Betriebssitz Hoppegarten 
Vom 17. Januar 2024

Auf Grund ihrer tatsächlichen Verkehrsbedeutung soll die 
Landesstraße (L) 215 im Abschnitt  010 im Landkreis Ucker-
mark über eine Länge von 7,075 km zwischen dem Netzknoten 
an der L 100 in der Gemeinde Templin bis zur Kreisgrenze zum 
Landkreis Oberhavel bei Station 7,075 abgestuft werden.

Auf der Grundlage des §  7 des Brandenburgischen Straßen-
gesetzes (BbgStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Juli 2009 (GVBl. I S. 358), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl.  I Nr. 37 S. 3) ge-
ändert worden ist, soll mit Wirkung zum 1. Oktober 2024 nach-
stehende Umstufung vollzogen werden:

Die Landesstraße (L)  215 Abschnitt  010 soll von Netz-
knoten (NK) 2947 004 bis Station 7,075 über eine Länge von 
7,075 km, einschließlich der Nebenanlagen, zur Kreisstraße ge-
mäß § 3 BbgStrG abgestuft werden.

Künftiger Träger der Straßenbaulast wird der Landkreis Ucker-
mark sein.

Die Ankündigung gilt einen Tag nach Veröffentlichung als be-
kannt gegeben.

Etwaige Bedenken oder Gegenvorstellungen zu der beab- 
sichtigten Umstufung sind innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe beim Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, 
Betriebssitz Hoppegarten, Lindenallee 51 in 15366 Hoppe-
garten einzulegen.

Im Auftrag

Mike Koehler 
Abteilungsleiter Fachdienste
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menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische 
Vielfalt, die Fläche, den Boden, das Wasser, das Klima und die 
Luft, die Landschaft, Kultur- und sonstige Sachgüter sowie die 
Wechselwirkungen. Darüber hinaus gibt der Umweltbericht 
Auskunft über geprüfte Alternativen und Maßnahmen zur Ver-
meidung, zur Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen 
Umweltauswirkungen sowie über geplante Maßnahmen zur 
Überwachung der Umweltauswirkungen.

Der Entwurf des Sachlichen Teilregionalplans „Erneuerbare 
Energien“ wird mit seiner Begründung, dem Umweltbericht 
und einer zweckdienlichen Unterlage im Zeitraum

vom 11. März 2024 bis einschließlich 17. Mai 2024

im Internet veröffentlicht unter der Internetadresse:

https://www.rpg-oderland-spree.de/regionalplaene/sachlicher- 
teilregionalplan-erneuerbare-energien.

Zusätzlich werden diese Unterlagen im selben Zeitraum bei den 
nachfolgend benannten Stellen während der angegebenen Zei-
ten sowie außerhalb der benannten Zeiten nach telefonischer 
Vereinbarung für jedermann zur kostenlosen Einsicht ausgelegt:

Ort der öffentlichen Auslegung Dienststunden
Regionale Planungsgemeinschaft
Oderland-Spree

Regionale Planungsstelle
Oderland-Spree
Eisenbahnstraße 140
15517 Fürstenwalde/Spree
Telefon: 03361 598-0242

Montag, Mittwoch und Donnerstag  
9:00 - 12:00 Uhr und  
13:00 - 16:00 Uhr
Dienstag  
9:00 - 18:00 Uhr
Freitag  
9:00 - 12:00 Uhr

Stadt Frankfurt (Oder) Stadtverwaltung Frankfurt (Oder)
Dezernat II  
Stadtentwicklung, Bauen und Umwelt
Goepelstraße 38
Stadthaus, Haus 1, 1. OG,
Raum 1.421
15234 Frankfurt (Oder)
Telefon: 0335 552-6107

Montag, Mittwoch und Donnerstag
9:00 - 12:00 Uhr und
13:00 - 16:00 Uhr
Dienstag
9:00 - 18:00 Uhr
Freitag
9:00 - 12:00 Uhr

Landkreis Märkisch-Oderland Kreisverwaltung Märkisch-Oderland
Fachbereich I
Wirtschaftsamt
Puschkinplatz 12
Raum A-105
15306 Seelow
Telefon: 03346 850-7601

Montag, Mittwoch und Donnerstag
9:00 - 12:00 Uhr und
13:00 - 16:00 Uhr
Dienstag
9:00 - 18:00 Uhr
Freitag
9:00 - 12:00 Uhr

Landkreis Oder-Spree Kreisverwaltung Oder-Spree
Dezernat IV - Ländliche Entwicklung
Kreisentwicklungsamt
Breitscheidstraße 7
Haus B, Empfang/Wachschutz
15848 Beeskow
Telefon: 03366 35-1801, 35-1802

Montag, Mittwoch und Donnerstag
9:00 - 12:00 Uhr und
13:00 - 16:00 Uhr
Dienstag
9:00 - 18:00 Uhr
Freitag
9:00 - 12:00 Uhr

Im Zeitraum vom 11.  März 2024 bis einschließlich 24.  Mai 
2024 können Stellungnahmen zum Sachlichen Teilregionalplan, 
zu der Begründung und zum Umweltbericht abgegeben werden.

Stellungnahmen sollen elektronisch per E-Mail an die folgende 
E-Mail-Adresse übermittelt werden:

beteiligung@rpg-oderland-spree.de.

Darüber hinaus können Stellungnahmen auch postalisch an die

Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree 
Regionale Planungsstelle 
Eisenbahnstraße 140 
15517 Fürstenwalde/Spree

gerichtet werden.

Während der angegebenen Dienststunden ist eine Abgabe von 
Stellungnahmen schriftlich oder mündlich zur Niederschrift in 
den oben genannten Auslegungsstellen möglich.

Nach Ablauf der Frist sind alle Stellungnahmen ausgeschlossen, 
die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen  
(§ 9 Absatz 2 Satz 4 Nummer 3 ROG).

Fürstenwalde/Spree, den 29. Januar 2024

Gernot Schmidt 
Vorsitzender der Regionalen Planungsgemeinschaft
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Wasser- und Bodenverband „Stöbber-Erpe“

Veröffentlichung  
der Festlegungen und des Erfolgsplanes 

des Wasser- und Bodenverbandes „Stöbber-Erpe“ 
für das Wirtschaftsjahr 2024

Bekanntmachung 
des Wasser- und Bodenverbandes „Stöbber-Erpe“ 

Vom 26. Januar 2024

Festlegungen 2024

a)	 Gesamtbetrag der Erträge (+) und Aufwendungen (-) 
aus dem Erfolgsplan

Aufwendungen (-) -1.173.473,79 €
Erträge (+) 1.088.104,48 €
Gesamtbetrag -85.369,32 €

Davon ist der Gesamtbetrag der Erträge und Aufwendungen im  
Bereich Gewässerunterhaltung 2. Ordnung -85.704,32 Euro.

b)	 Mittelzu- (+) und -abflüsse (-) im Finanzplan aus

laufender Geschäftstätigkeit 78.372,51 €
Investitionstätigkeit -109.800,00 €
Finanzierungstätigkeit 0,00 €

c)	 Höhe vorgesehener Darlehen (außer Kassenkredite)

Es ist für das Jahr 2024 nicht vorgesehen Kredite in An-
spruch zu nehmen.

d)	 Beitragsbemessung

Der mit den Beitragsbemessungsfaktoren zu gewichtende 
Beitragssatz ergibt sich zu 12,91 €/ha.

Mit diesem Beitragssatz und den für das jeweilige Vorteils-
gebiet geltenden Beitragsbemessungsfaktoren ergibt sich 
daraus der Beitragssatz für Flächen auf den jeweiligen Vor-
teilsgebieten in Höhe von:

Siedlung/Verkehr Landwirtschaft Wald
25,82 €/ha 12,91 €/ha 6,45 €/ha

e)	 Verpflichtungsermächtigungen entsprechend §  16 und 
§ 38 der Landeshaushaltsordnung (LHO)

Gesamtbetrag der Ver-
pflichtungen, die im Jahr 

2024 für nachfolgende Jahre 
eingegangen werden können

Verpflichtungs-
ermächtigungen  

für 2025

Verpflichtungs-
ermächtigungen  

für 2026

Verpflichtungs-
ermächtigungen  

nach 2026

65.488 € 34.352 € 31.136 € 0 €
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f)	 Erheblichkeitsschwelle für einen Nachtrag zum Wirt-
schaftsplan

Ein Nachtragshaushalt ist dann notwendig, wenn:

1.	 das Jahresergebnis erheblich vom Erfolgsplan abweicht 
(§ 4 Absatz 3 Nummer 1 der Haushalts- und Prüfungs-
verordnung - HPV),

2.	 der Zahlungsmittelbestand erheblich von den Mittelzu- 
und -abflüssen abweicht (§ 4 Absatz 3 Nummer 1 HPV) 
oder

3.	 im Einzelfall der Gesamtbetrag der über- oder außer-
planmäßigen Verpflichtungsermächtigungen von einem 
im Wirtschaftsplan festzulegenden Betrag überschritten 
wird (§ 38 Absatz 1 Satz 3 LHO).

Verpflichtungen für laufende Geschäfte dürfen ein-
gegangen werden, ohne dass die Voraussetzungen 
der Absätze 1 und 2 des §  38 LHO vorliegen. Einer 
Verpflichtungsermächtigung bedarf es auch dann 
nicht, wenn zu Lasten übertragbarer Ausgaben Ver-
pflichtungen eingegangen werden, die im folgenden 

Haushaltsjahr zu Ausgaben führen (§  38 Absatz  4 
LHO).

Eine erhebliche Abweichung des Jahresergebnisses nach 1. 
liegt dann vor, wenn sich das voraussichtliche Jahresergeb-
nis gegenüber der Wirtschaftsplanung 2024 um mehr als 
60.000 Euro verschlechtert.

Eine erhebliche Abweichung des Zahlungsmittelbestandes 
nach 2. liegt dann vor, wenn sich der Zahlungsmittelbestand 
zum Ende der Periode gegenüber dem Finanzplan 2024 um 
mehr als 60.000 Euro verringert.

Der im Wirtschaftsplan 2024 festzulegende Gesamtbetrag  
der über- und außerplanmäßigen Verpflichtungsermäch- 
tigungen nach 3., die einen Nachtragshaushalt erforderlich 
machen, beträgt 40.000 Euro.

Die Abweichungen vom Erfolgs- und Finanzplan, die kei-
nen Nachtrag zum Wirtschaftsplan erfordern, sind unter 
Sicherstellung der erforderlichen Rücklagen und Liqui- 
dität, spätestens bei der Kalkulation der Beitragseinnahmen 
im Erfolgs- und Finanzplan des übernächsten Wirtschafts-
jahres (2026) zu berücksichtigen.

Erfolgsplan 2024

 

BEZEICHNUNG

Plan 
2024 

Pflichtige 
I. Ordnung

Plan 
2024 

Pflichtige 
Sonstiges

Plan 
2024 

Pflichtige 
II. Ordnung

Plan 
2024 

freiwillig

Plan 
2024 

Verband 
gesamt

  in Euro in Euro in Euro in Euro in Euro

1. Umsatzerlöse 0 3.953 1.074.997 0 1.078.950

2. Sonstige betriebliche Erträge (inklusive  
neutrale Erträge)

0 3.094 5.700 360 9.154 

3. Materialaufwand/Fremdleistungen 0 0 -18.598 0 -18.598

4. Personalaufwand 0  -2.622 -680.678 0 -683.300

5. Abschreibungen 0  -418 -169.024 0 -169.442

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 0 -3.982 -294.262 0 -298.244

6.1 Raumkosten 0 -76 -22.151 0 -22.227

6.2 Fahrzeugkosten 0  -471 -143.489 0 -143.960

6.3 Werbe-/Reisekosten 0  -0 -34 0 -34

6.4 Andere betriebliche Aufwendungen 0 -3.435 -128.589 0 -132.023

7. Sonstige Zinsen/ähnliche Erträge 0 0 0 0 0

8. Zinsen/ähnliche Aufwendungen 0 0 0 0 0 
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteige- 
rungssachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetragen, 
so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin vor 
der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er muss 
das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. Gläu-
biger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststellung des 
geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der Verteilung 
des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers und den 
übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung oder die er-
forderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unterbleibt oder erst 
nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der Anspruch aus die-
sem Recht gänzlich unberücksichtigt.

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. 
Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs-
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einst-
weilige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das 
Gericht den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das 
Recht der Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten 
Gegenstandes.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Datum Uhrzeit Raum Ort
Donnerstag,
11.04.2024

10:00 Uhr 302, 
Sitzungssaal

Amtsgericht 
Frankfurt (Oder), 
Müllroser  
Chaussee 55,  
15236 Frankfurt 
(Oder)

öffentlich versteigert werden:
Grundbucheintragung:
Eingetragen im Grundbuch von Frankfurt (Oder)
Miteigentumsanteil verbunden mit Sondereigentum

ME- 
Anteil

Sondereigentums- 
Art

SE-
Nr.

Sondernutzungs-
recht

Blatt

25,68/ 
1000

Verbunden mit 
dem Sonder-
eigentum an 
dem Gewerbe, 
Eingang III im 
Erdgeschoss links;

31 Es ist kein 
Sondernutzungs-
recht zugewiesen 
(Kfz-Stellplätze).

4808, 
BV lfd. 
Nr. 1

an dem Grundstück

Gemarkung Flur, Flurstück Wirtschaftsart
und Lage

m2

Frankfurt  
(Oder)

Flur 153,
Flurstück 122

Gebäude- und  
Freifläche,
Mühlenweg 47, 47 a,  
47 b, 47 c

3.439

Zusatz: Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt 
angelegt (Blatt 4778 bis 4834); der hier eingetragene Miteigen-

 

BEZEICHNUNG

Plan 
2024 

Pflichtige 
I. Ordnung

Plan 
2024 

Pflichtige 
Sonstiges

Plan 
2024 

Pflichtige 
II. Ordnung

Plan 
2024 

freiwillig

Plan 
2024 

Verband 
gesamt

  in Euro in Euro in Euro in Euro in Euro

9. Sonstige Steuern  0 -26 -3.839 -25 -3.890

10. Plan Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag 2024 0 0 -85.704 335 -85.369 

Rehfelde, den 26. Januar 2024

Elke Stadeler	 Thomas Arnold
Verbandsvorsteherin	 Geschäftsführer
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tumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen 
gehörenden Sondereigentumsrechte beschränkt.

Verkehrswert: 125.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 01.11.2022 in das Grund-
buch eingetragen worden.
Az.: 3 K 70/22

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Datum Uhrzeit Raum Ort
Mittwoch,
17.04.2024

09:00 Uhr 302, 
Sitzungssaal

Amtsgericht 
Frankfurt (Oder), 
Müllroser  
Chaussee 55, 
15236 Frankfurt 
(Oder)

öffentlich versteigert werden:
Grundbucheintragung:
Eingetragen im Grundbuch von Kummersdorf

Gemarkung Flur, Flurstück Wirtschaftsart  
und Lage

m2 Blatt

Kummers-
dorf

Flur 2,
Flurstück 16/9

Gebäude- und 
Freifläche,
Landwirt-
schaftsfläche, 
Unland,
Waldfläche,
Kummers-
dorfer Haupt-
straße 38

35.629 10,
BV lfd.
Nr. 14

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen): 
Grundstück bebaut mit einem Einfamilienhaus (Abrissgebäude), 
Unland und Wald

Verkehrswert: 225.600,00 EUR

Postanschrift: Kummersdorfer Hauptstraße 38, 15859 Stor- 
kow (Mark)
Der Versteigerungsvermerk ist am 03.01.2023 in das Grund-
buch eingetragen worden.
Az.: 3 K 76/22

Terminsbestimmung
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am

Datum Uhrzeit Raum Ort
Donnerstag,
18.04.2024

10:00 Uhr 302, 
Sitzungssaal

Amtsgericht 
Frankfurt (Oder), 
Müllroser  
Chaussee 55,  
15236 Frankfurt 
(Oder)

öffentlich versteigert werden:
Grundbucheintragung:
Eingetragen im Grundbuch von Markgrafpieske

Gemarkung Flur, Flurstück Wirtschaftsart  
und Lage

m2 Blatt

Markgraf-
pieske

Flur 3,
Flurstück 486

Waldfläche,  
Im Forstlande

6.346 356, 
BV lfd. 
Nr. 2

Nutzung: Waldfläche „Im Forstlande“

Verkehrswert: 5.100,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 18.07.2022 in das Grund-
buch eingetragen worden.
Az.: 3 K 45/22

Terminsbestimmung
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am

Datum Uhrzeit Raum Ort
Mittwoch,
24.04.2024

09:00 Uhr 302, 
Sitzungssaal

Amtsgericht 
Frankfurt (Oder), 
Müllroser  
Chaussee 55, 
15236 Frankfurt 
(Oder)

öffentlich versteigert werden:
Grundbucheintragung:
Eingetragen im Grundbuch von Wiesenau

Gemarkung Flur, Flurstück Wirtschaftsart 
und Lage

m2 Blatt

Wiesenau Flur 9,  
Flurstück 423

Gebäude- und 
Freifläche,
Brieskower 
Straße 22

711 1907,
BV lfd.
Nr. 1

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen): 
Grundstück, bebaut mit Einfamilienhaus
Postanschrift: Brieskower Straße 22, 15295 Wiesenau

Verkehrswert:	 160.000,00 EUR
davon entfällt auf Zubehör:	 2.000,00 EUR (Heizungsanlage)

Der Versteigerungsvermerk ist am 12.10.2021 in das Grund-
buch eingetragen worden.
Az.: 3 K 31/21
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NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gläubigeraufrufe

Der Verein Ökowerk Rathenow e. V./i. L., Ferchesarer Weg 22,  
14712 Rathenow, ist zum 31. Januar 2024 aufgelöst worden. Die 
Gläubigerinnen und Gläubiger werden aufgefordert, bestehende 
Ansprüche gegen den Verein bei nachstehend genannten Liqui-
datoren anzumelden:

Carsten Matthewes
Karl-Marx-Straße 28 a
14715 Milow

Chris Matthewes
Karl-Marx-Straße 28 a
14715 Milow

Der Verein Ökopaten e. V., Petkusser Straße 52 a, 12307 Berlin, 
ist am 18. Oktober 2023 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen 
und Gläubiger werden aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den 
Verein bei nachstehend genannten Liquidatorinnen und Liqui-
datoren anzumelden:

Benjamin Lehmann
Petkusser Straße 52 a
12307 Berlin

Kea Carl
Stifterweg 118
89075 Ulm
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